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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Beatrix von Storch, Lars Herrmann, Martin Hess und 
der Fraktion der AfD 


Zur Einordnung isiamkritischer Aussagen ais Ausprägung einer sog. 
verfassungsschutzreievanten Isiamfeindiichkeit 


Nach Auskunft der Bundesregierung wird die sog. verfassungsschutzrelevante Is¬ 
lamfeindlichkeit vom Bundesamt für Verfassungsschutz als eine „Ausprägung 
des Rechtsextremismus“ betrachtet (Bundestagsdrucksache 19/8302). Das Baye¬ 
rische Landesamt für Verfassungsschutz meint dagegen, dass bei der „verfas¬ 
sungsschutzrelevanten Islamfeindlichkeit“ die für „Rechtsextremismus typischen 
Ideologieelemente“ (u. a. autoritäres Staatsverständnis, Rassismus, Antisemitis¬ 
mus) fehlen würden (www.verfassungsschutz.bayem.de/weitere_aufgaben/islam 
feindlichkeit/definition/index.html). 

Als verfassungsschutzrelevant definiert der bayerische Verfassungsschutz eine 
„islamfeindliche Agitation“, die den Islam als „faschistische Ideologie“ darstelle, 
„von der eine erhebliche Gefahr für unsere Gesellschaft“ ausgehe. Die sog. Is¬ 
lamfeinde würden den Islam als intolerant, homophob, frauenfeindlich und ge¬ 
waltaffin beschreiben und ihm einen inhärenfen Machfansprach unfersfellen, 
nicht nur über gewalttätige Eroberungen, sondern auch über eine „schleichende“ 
Einführung islamischer Normen. Die „Islamfeinde“ würden damit „Rand- und 
Ausnahmeerscheinungen“ des Islam „verallgemeinern“ und „ignorieren“, dass es 
„sehr unterschiedliche Islamauslegungen gibt, von denen die meisten in völligem 
Einklang mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung gelebt werden“ 
(www.verfassungsschutz.bayem.de/weitere_aufgaben/islamfeindlichkeit/definition/ 
ideologie/index.html). 

Nach Kenntnis der Fragesteller attestieren namhafte Sachverständige nicht bloß 
„Randerscheinungen“, sondern den Hauptströmungen des Islam ein problemati¬ 
sches Verhältnis zu Menschenrechten, Rechtsstaat und Demokratie. So betont 
z. B. der Publizist Hamed Abdel-Samad, dass es „seit Anbeginn des Islams eine 
Ideologie der Gewalt gibt“ und der Islam Gewalt gegen Ungläubige nicht nur 
legitimiert, sondern „fordert und fördert“. Wenn die Presse verbreite, dass der 
Islam eine Religion des Friedens sei, dann müsse sie sich nicht wundem, „wenn 
sie als Lügenpresse wahrgenommen“ werden. Die heutigen Islamisten verstünden 
„Allahs Auftrag genauso, wie er auch damals gemeint war“ und würden den Islam 
nicht „missbrauchen“, sondern nur „gebrauchen“. Er warnt vor Moscheevereinen, 
die die gleiche Theologie und Geisteshaltung predigen würden, „die für das Elend 
in der arabischen Welf veranfworflich“ sei, und die deshalb desinfegrafiv wirkten 
und keinesfalls gefördert werden sollten (www.zeit.de/politik/ausland/2015- 
12/hamed-abdel-sama-islam-kritik-muslime-fundamentalismus/kompleftansicht). 
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Auch gibt es bekennende Muslime, die ihre Religion unbestritten in Übereinstim¬ 
mung mit elementaren Menschenrechten praktizieren, die in einer seit Jahrhun¬ 
derten dominanten „Gewalttheologie“, die „Wurzeln der Radikalisierung“ und 
des islamistischen Terrorismus sehen (www.zeit.de/2014/52/islamistischer-terror- 
ednan-aslan/seite-2). 

Der Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung, Thomas Krüger, zitierte 
bereits 2004 in einem Vortrag zu den „verfassungsrechtlichen Grenzen der Reli¬ 
gionsfreiheit“ den Politikwissenschaftler Samuel P. Huntington mit folgenden 
Aussagen: 

„Das tiefere Problem des Westens ist nicht der islamische Fundamentalismus. 
Das tiefere Problem ist der Islam selbst. [...] Im „heiligen Krieg“ nur eine beson¬ 
dere Form der Religionsausübung sehen zu wollen isl allzu naiv. In islamischen 
Gesellschaften fehlt die Trennung von Herrschaft und Heil, mit der vor allem re¬ 
ligiöse Herrschaftsansprüche begrenzt werden. Und es fehlt damit eine eigenstän¬ 
dige zivilgesellschaftliche Sphäre, in der der Streit über unterschiedliche Lebens¬ 
und Glaubensauffassungen ausgetragen werden kann“ (www.bpb.de/presse/51185/ 
die-grenzen-der-religionslfeiheit). 

Im Blick auf Probleme wie Zwangsheiral, Polygamie, Blulrache, die Beschnei¬ 
dung von Frauen, den Ausschluss von Frauen aus dem öffenllichen Leben und 
eine „unzulässige religiöse und politische Beeinflussung in der Schule durch Leh¬ 
rerinnen und Lehrer“ forderte Thomas Krüger, dass wir uns „wieder ernsthafte 
Gedanken über die Grenzen der Religionsfreiheit“ machen sollten (www.bpb.de/ 
presse/51185/die-grenzen-der-religionsIfeiheit). 

Es ist aus Sicht der Fragesteller evident, dass sich die o. g. Einschätzungen nicht 
als „rechtsextremistisch“ klassifizieren lassen. Unter der, dem „Rechtsextremis¬ 
mus“ zugeordneten, sog. verfassungsschutzrelevanten Islamfeindlichkeit versteht 
die Bundesregierung „islamfeindliche Bestrebungen“, die sich gegen die Men¬ 
schenwürde (Artikel 1 des Grundgesetzes - GG), das Diskriminierungsverbot 
(Artikel 3 GG) und die Religionsfreiheit (Artikel 4 GG) richten (Bundestags¬ 
drucksache 19/8009). Die Fragesteller bitten um Auskunft darüber, ob und inwie¬ 
fern folgende Aussagen und politische Forderungen als Anhaltspunkte für solche 
Beslrebungen angesehen werden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Verstößt es nach Auffassung der Bundesregierung bzw. des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz gegen die Menschenwürde von Muslimen (respektive ge¬ 
gen andere Grundrechte) zu behaupten, 

a) dass der Islam keine Dualiläl von geisilicher und welllicher Sphäre kennl, 
wie sie sich im chrisilichen Abendland herausgebildel hal, weil diese Du- 
alilät dem „Wesen des Islam“ als einer inlegralen religiösen, polilischen, 
rechllichen und sozialen Ordnung widersprichl (www.nzz.ch/feuilleIon/isI- 
die-aufklaerung-vom-himmel-gefallen-ld. 141375), 

b) dass der Islam nichl auf Gewaltffeiheil ausgerichlel sei, sondern im Ge¬ 
genteil Gewall „anordnel und heiligl“ (www.Iheeuropean.de/juergen-fntz/ 
12551 -wie-der-koran-die-gewalt-anordnet-und-heiligt), 

c) dass der Islam inloleranl sei, insofern „es unter seiner Herrschaft nie Re- 
ligionsfreiheil“ gegeben hätte (www.focus.de/wissen/mensch/religion/islam/ 
titel-ein-glaube-zum-füerchlen_id_4253558.html), 

d) dass der Islam (in seinen Hauplslrömungen) Frauen als „Menschen zwei¬ 
ter Klasse“ ansehe, sie enlrechle und ihre Unterdrückung legitimiere 
(www.bayemkurier.de/inland/ 11511 -frauen-im-islam-menschen-zweiter- 
klasse/). 
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e) dass Mohammed ein Tyrann oder Mörder gewesen sei (so etwa Hamed 
Abdel-Samad: www.welt.de/politik/ausland/articlel46903739/Mohammed- 
war-ein-Massenmoerder-und-ein-kranker-Tyrann.html), 

f) dass es einen Zusammenhang zwischen islamischer Erziehung und Ge- 
waltaffinität gibt (wie z. B. eine Studie des Kriminologischen For¬ 
schungsinstituts Niedersachsen nahelegte: www.weltde/weltjrrinFpolitik/ 
article7924508/Studie- Junge-Muslime-neigen-am-staerksten-zu-Gewalt.html), 

g) dass der Islam eine Religion sei, die „spezifische Integrationsbarrieren“ 
bereitstelle und die muslimische Diaspora in Deutschland „im Prinzip 
nicht integrierbar“ sei (wie der Flistoriker Hans-Ulrich Wehler meinte: 
www.taz.de/! 1089647/), 

h) dass der Islam (in seinen Hauptströmungen) maßgeblich verantwortlich 
für die wirtschaftliche und soziale Rückständigkeit des Nahen und Mitt¬ 
leren Ostens sei (https://finanzmarktwelt.de/ueber-die-oekonomische-rueck 
staendigkeit-des-islam-5753/), 

i) dass für einen großen Teil der Muslime in Deutschland und Europa reli¬ 
giöse Gesetze der Scharia wichtiger als staatliche Gesetze seien und fün- 
damentalistische Einstellungen verbreitet seien (wie der Soziologe Ruud 
Koopmanns behauptet: www.wzb.eu/de/pressemitteilung/islamischer- 
religioeser-fundamentalismus-ist-weit-verbreitet)? 

j) Verstoßen, nach Ansicht der Bundesregierung respektive des Bundesam¬ 
tes für Verfassungsschutz, öffentliche Reden oder Publikationen, die ggf 
mehrere dieser Kritikpunkte kombinieren, gegen die Menschenwürde 
(respektive gegen andere Grundrechte) von Muslimen (bitte erläutern)? 

2. Verstößt es, nach Auffassung der Bundesregierung respektive des Bundes¬ 
amtes für Verfassungsschutz, gegen das Diskriminierungsverbot (Artikel 3 

GG) und das Grundrecht der Religionsfreiheit (Artikel 4 GG), 

a) ein Kopftuchverbot für Kinder zu fordern (www.emma.de/artikel/kein-kopf 
tuch-füer-kinder-den-kopf-ffei-haben-336079), 

b) ein Verbot der Vollverschleierung im öffentlichen Raum zu fordern 
(www.shz.de/deutschland-welt/politik/csu-fordert-burka-verbot-nach- 
oesterreichischem-vorbild-idl7978641.html), 

c) von Muslimen bzw. ihren theologischen Autoritäten zu fordern, dass 
Verse des Koran, die zum Mord und zur Bestrafung von Juden, Christen 
und Ungläubigen aufrufen, für ungültig erklärt werden, wie dies in Frank¬ 
reich in einem Aufhif zahlreiche Politiker und Intellektuelle getan haben 
(https://derstandard.at/2000078543466/Manifest-gegen-Antisemitismus- 
füehrt-zu-Koran-Debatte) und es auch in Deutschland gefordert wird 
(www.civilpetition.de/kampagne/islamverbaende-sollen-sich-von- 
gewalttaetigen-koran-versen-distanzieren/startseite/), 

d) zu fordern, dass Hasspredigten islamischer Prediger streng geahndet wer¬ 
den, z. B. durch die Ausweisung ausländischer Prediger oder die Schlie¬ 
ßung von Moscheen (www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.radikaler-islam- 
csu-politiker-will-hassprediger-ausweisen.fd2f92f8-31f2-4d30-8627-5fl0 
10b7249e.html), 
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e) die Bundesregierung aufzufordem, „durch geeignete Maßnahmen im Be¬ 
reich von Freizügigkeit und Migration“ dafür zu sorgen, dass Muslime in 
Deutschland in ihrer Minderheitenposition verbleiben, um den liberalen 
Verfassungsstaat vor islamisch-theokratischen Herrschaftsansprüchen zu 
schützen (www.faz.neFaktuelFfeuilleton/buecher/rezensionen/sachbuch/lukas- 
wick-islam-und-verfassungsstaat-religionsfreiheit-ist-kein-gottesgeschenk-178 
5872-p3.html)? 

f) Verstoßen, nach Ansicht der Bundesregierung respektive des Bundesam¬ 
tes für Verfassungsschutz, öffentliche Reden oder Publikationen, die ggf 
mehrere dieser Forderungen kombinieren, gegen das Diskriminierungs¬ 
verbot (Artikel 3 GG) und das Grundrecht der Religionsfreiheit (Artikel 4 
GG) (bitte erläutern)? 

3. Sofern die oben aufgeführten Aussagen bzw. Forderungen aus Sicht der Bun¬ 
desregierung bzw. des Bundesamtes für Verfassungsschutz eine Klassifizie¬ 
rung von Islamkritik als „verfassungsschutzrelevant“ rechtfertigen, wie be¬ 
gründet sich die Bewertung dieser Aussagen als „rechtsextrem“? 

4. Sofern die oben aufgeführten Aussagen bzw. Forderungen aus Sicht der Bun¬ 
desregierung bzw. des Bundesamtes für Verfassungsschutz eine Klassifizie¬ 
rung von Islamkritik als „verfassungsschutzrelevant“ nicht rechtfertigen, 
welche anderen Ansatzpunkte sieht die Bundesregierung für „zweckgerich¬ 
tete Verhaltensweisen“ von Parteien oder Politikern, die darauf abzielen 
könnten, die Geltung der Menschenwürde (Artikel 1 GG), das Diskriminie¬ 
rungsverbot (Artikel 3 GG) oder die Religionsfreiheit (Artikel 4 GG) für 
Muslime außer Kraft setzen bzw. beseitigen zu wollen (bitte erläutern)? 

Berlin, den 9. Mai 2019 

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion 
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